
 
  

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

     
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Newsletter Januar 2023  
Ihr Abgeordneter für den Kreis Soest, Hans-Jürgen Thies 

 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Freundinnen und Freunde! 
 
Das Jahr 2023 begann mit Angriffen auf Rettungskräfte und einem Rück-
tritt. Auf den Rücktritt der Verteidigungsministerin hatten wir schon 
einige Zeit gewartet und ihn auch gefordert. Von dem neuen Verteidi-
gungsminister Boris Pistorius erhoffe ich mir Zuneigung zu unseren 
Soldaten und Soldatinnen, Verständnis für die Bundeswehr und Durch-
setzungsvermögen. Sein erstes Agieren im Amt war angemessen. Ich 
wünsche ihm eine glückliche Hand. 
 
Nicht angemessen war dagegen das Agieren der Innenministerin nach 
den schweren Ausschreitungen gegen Sanitäter und Feuerwehr in der 
Silvesternacht. Nancy Faesers Ruf nach Verschärfung des Waffenrechts 
wird die öffentliche Sicherheit nicht erhöhen. Dazu mehr in diesem 
Newsletter im Kapitel „Tagung der jagdpolitischen Sprecher“. Ganz an-
dere Lösungen müssen gefunden werden, komplexe Lösungen: Es geht 
um Integration und Teilhabe über Betreuen, Fördern und Fordern. Und 
es geht um Strafe, die der Tat auf dem Fuße folgen muss. 
 
Der Schwerpunkt des heutigen Newsletters liegt auf der Wahlrechtsre-
form. Es ist mir überaus wichtig darzulegen, dass die Union selbstver-
ständlich für die Verkleinerung des Bundestages ist. Dafür haben wir in 
der letzten Legislaturperiode mit der Reduzierung der Wahlkreise einen 
ersten Schritt getan. Den zweiten gehen wir auch, aber nicht auf Kosten 
der Erststimme. 
 
Warum die bedingungslose Erststimme so wichtig ist für Charakter und 
Temperament unseres Parlamentes, führe ich im Kapitel „Wahlrechts-
reform“ aus. Es ist recht umfangreich geraten. Ich hoffe dennoch, dass 
Sie es sich ansehen. Ihre Meinung dazu würde mich sehr interessieren 
und ich freue mich über Zuschriften und den Besuch in meiner Bürger-
sprechstunde. 
 

Ihr  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Hans-Jürgen Thies                   

MdB                                                       

hans-juergen.thies 

@bundestag.de 

030 – 227 79 450 

Platz der Republik 1 

11011 Berlin 
www.hans-juergen-thies.de 

        

An dieser Stelle empfehle ich jeden Monat ein Vi-
deo aus dem Bundestag. Heute kommt es zu einem 
Thema, das Ihnen und uns sehr am Herzen liegt 

 
Die Wahlrechtsreform 

 
Hier mit einer Einlassung von CDU Generalsekretär  
Mario Czaja zum Wert der Erststimme. 
 
 

https://www.youtube.com/watch?v=Cj4YXEqyAI8
https://www.youtube.com/watch?v=Cj4YXEqyAI8
http://www.hans-juergen-thies.de/
http://www.facebook.com/HansJuergenThies
https://www.instagram.com/hans_juergen.thies/
https://www.youtube.com/watch?v=7CCa3QubMuQ


 
  

Die Themen im Januar 

   
 
 

 

 
 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

 
 
 
 
 

 

 

 
 
 

 

 

 

 

       

Im Wahlkreis  

In Berlin  

 Wahlrechtsreform: Antrag der Union: Bundestag 

verkleinern – Erststimme stärken 

 Tagung Jagdpolitischer Sprecher der CDU/CSU 

Fraktionen im Bundestag 

 Fachgespräch Wolf 

 Internationale Grüne Woche  

 
 

Im Wahlkreis  

 Besuch bei Druckguss Westfalen und HAI 

Bedeutung der energieintensiven Gießereien       

für den energetischen Umbau Deutschlands 

 Gespräch mit Bürgermeisterin Maria 

Moritz: Produktion von grünem Wasserstoff 

am Möhnesee? 

 
  

 

Bericht des Fraktionsvorsitzenden 

Friedrich Merz  

 Kernbotschaften der Plenarwochen 

im Januar 

 

Initiativen der CDU/CSU Fraktion Januar 2023    
z.B. 

 Antrag Carbon Capture and Storage (CCS)  

 Vergütung Ökoleistung Wald und Waldbewirtschaf-

tung 

 Neustart für Schaustellergewerbe, Marktkaufleute,  

Zirkusse 

 

 

Bürgersprechstunde im Februar 2023 

- Kommen Sie vorbei, Ich freue mich auf Sie! - 

 

Impressum     

 

 

 



 
  

Im Wahlkreis 
Hidden Champions: Gießerei-Unternehmen im Kreis Soest 
Energieintensiv, aber unverzichtbar für den energetischen Umbau in Deutschland 

  
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Anlass meines Besuchs waren die eindringlichen Schreiben im Oktober 2022 der 

Druckguss Westfalen in Geseke und von HAI Extrusion in Soest, die Politik möge endlich 

eine Einigung über eine Energiepreisbremse erzielen. Darin rechneten sie klar vor, wel-

che Folgen die dramatische Entwicklung der Gas- und Strompreise für die Existenz der 

Gießerei-Industrie in Deutschland haben werde. Das wollte ich mir genauer ansehen. 

Mich interessierte die Bedeutung dieser Branche für die energetische Transformation in 

Deutschland.  

 

Hidden Champions im Kreis Soest 

Beide Unternehmen sind sogenannte Hidden Champions ihrer Branche. Druckguss West-

falen ist eine der modernsten und vielseitigsten Gießereien für Aluminiumdruckguss 

weltweit und HAI Extrusion (Hammerer Aluminium Industries) ist Innovationstreiber in 

den Bereichen Casting, Extrusion, Processing und bietet am Standort Soest  

nachhaltige Lösungen entlang der gesamten Wertschöpfungskette für die Branchen Trans-

port, Bau und Industrie.  

 

Bedeutung der Branche für den energetischen Umbau zur Klimaneutralität in Deutsch-

land 

Energetischer Umbau, das sind Windräder, Wärmepumpen, Elektroautos. Ohne Gussbau-

teile fährt kein Auto, dreht sich kein Windrad, pumpt keine Pumpe. Die Unterstützung 

dieser Industrie in Deutschland - und natürlich im Kreis Soest – mit wettbewerbsfähigen 

Energiekosten ist schon aus Gründen der CO²-Reduzierung geboten. Wenn die heimi-

schen Betriebe abwandern oder schließen, verlieren wir nicht nur Fachkräfte mit ihrem 



 
  

Know How, wir werden auch abhängig von ausländischen Wettbewerbern, die zu günsti-

gen Preisen in Regionen produzieren, in denen Umweltschutz, energieoptimierte Maschi-

nen und faire Arbeitsbedingungen kein Thema sind. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zurück zur Übersicht 

 

 

 

 

 

 

 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

Bei Druckguss Westfalen, Geseke,  mit 

Waldemar Fast, Betriebsratsvorsitzender 

und Franz Baier, Geschäftsführer 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bei HAI Exposure, Soest, mit  

Dr. ing. Michael Heußen, Geschäftsführer 

und Herrn Hamers, Betriebsratsvorsitzender 



 
  

Gespräch mit Bürgermeisterin Maria Moritz 
Produktion von Grünem Wasserstoff am Möhnesee? 

 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

In Punkto Erneuerbare tut sich einiges in der Gemeinde Möhnesee: Bürgermeisterin Maria 

Moritz erläuterte mir ihre Pläne für die Produktion von Grünem Wasserstoff. Gewonnen 

werden sollte er aus dem überschüssigen Strom der Windenergieanlagen (WEA). Dazu 

würden die WEAs repowered, eine lokale Elektrolyseanlage müsste geplant und ein neues 

Gewerbegebiet sollte ausgewiesen werden, um Synergieeffekte zu erzielen. Weitere The-

men waren die Verbesserung der touristischen Infrastruktur der Gemeinde, der ADAC-

Campingplatz Körbecke, die Belastung und Entlastung der Jugendherbergen bei den aktu-

ellen Energiekosten und Windkraft im Arnsberger Wald. 

Zurück zur Übersicht 

 
 
 
 
 
 
 



 
  

In Berlin  
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 

 

Wahlrechtsreform oder Die Bedeutung der Erststimme 
Der Antrag der CDU/CSU Fraktion: „Wahlrechtsreform – Bundestag verkleinern, 

Bürgerstimme stärken“ 

 
1. Handlungsbedarf: Der Bundestag muss kleiner werden.  

Die Union verfolgt unbedingt das Ziel, den Deutschen Bundestag schnell und signifikant 

zu verkleinern. Auf keinen Fall dürfen wir mit dem gegenwärtigen Wahlrecht in die 

nächste Bundestagswahl gehen. Schon im letzten Sommer hatte die Unionsfraktion der 

Wahlrechtskommission des Deutschen Bundestages einen Vorschlag vorgelegt, mit dem 

die Zahl der Mitglieder auf ca. 600  Abgeordnete hätte beschränkt werden können. Diesen 

Vorschlag hat die Ampelkoalition rundheraus abgelehnt. 

 

Am Sonntag, 15.01.23,  hat nun die Ampelkoalition ihrerseits uns mit Bitte um Vertrau-

lichkeit ihren Vorschlag unterbreitet, der allerdings bereits eine Stunde später in den Me-

dien zu lesen stand. Die Verabredung in der Wahlrechtskommission war eigentlich gewe-

sen, dass wir uns vor Veröffentlichung auf einen gemeinsamen Reformvorschlag einigen. 

 

Gleichwohl sind wir für die Vorschläge der Ampelkoalition selbstverständlich offen. Wir 

werden aber unsere Hand nicht dazu reichen, das personalisierte Verhältniswahlrecht so 

auszuhöhlen, dass die Erststimme, mit der die Wähler ihre Kandidatin und ihren Kandi-

daten direkt wählen, ihre Gültigkeit verliert.   

 

2. Bedeutung der Erststimme 

Unser personalisiertes Verhältniswahlrecht kombiniert das Mehrheitswahlrecht (Erst-

stimme) mit dem Verhältniswahlrecht (Zweitstimme). Mit der Erststimme bestimmen die 

Wähler, dass die Kandidatin oder der Kandidat mit den meisten Stimmen den heimischen 

Wahlkreis im Bundestag vertreten soll. Die Zweitstimme gilt der Partei und bestimmt, wie-

viel Prozent der Sitze eine Partei im Bundestag erhält. Mit der Erststimme entscheidet sich 

der Wähler also für eine konkrete Persönlichkeit, und zwar nicht nur in Ansehung der 

Parteizugehörigkeit.  

  

     …für die Robustheit der Persönlichkeiten im Bundestag 

Dementsprechend macht es einen großen Unterschied für das Selbstverständnis eines Ab-

geordneten, ob er von der Mehrheit der Wähler seines Wahlkreises in den Bundestag ent-

sandt wird oder ob er über die Landesliste seiner Partei einen Sitz erhalten hat. Der und 

die direkt gewählte Abgeordnete haben einen persönlichen Bezug zu ihrem Wahlkreis, 

sind vertraut mit den Menschen, den Verhältnissen und den Bedürfnissen vor Ort. Mit der 

Mehrheit der Wähler im Rücken können sie selbstbewusst gerade gegenüber der eigenen 

Parteilinie auftreten, um lokale Ziele zu vertreten und auch durchzusetzen.  

 

 



 
  

    …für die Repräsentanz der Wahlkreise 

Heute ist jeder Wahlkreis im Bundestag durch eine oder einen eigenen Abgeordneten ver-

treten. Garant für die Repräsentanz aller Regionen ist, dass der Direktkandidat mit den 

meisten Erststimmen für seinen Wahlkreis in den Bundestag einziehen wird.  

 

Der gewählte Wahlkreisabgeordnete ist nicht nur der unmittelbare, lokal vernetzte An-

sprechpartner für die Bürger seines Wahlkreises, sondern auch für alle lokalen Organisati-

onen, Institutionen und für die kommunale Familie. Abgeordnete, die über die Landeslis-

ten ihrer Parteien in den Bundestag eingezogen sind, sind häufig nicht einmal in dem 

Wahlkreis wohnhaft, in dem sie (vergeblich) kandidiert hatten. Ihnen fehlt deshalb zumeist 

der lokale Bezug. 

 

Neue Namen für die Erst- und Zweitstimme 

Welchen Wert eine Partei der Erststimme beimisst, kann man an dem Namen ablesen, den 

sie der Erststimme gibt. Die Ampel spricht ganz technisch-kühl von der Wahlkreisstimme. 

Wir nennen sie Bürger- oder Heimatstimme, weil mit dieser Stimme der Bürger ganz direkt 

die Person aus seinem heimischen Wahlkreis wählt,  die ihn in Berlin vertreten soll. 

 

Was sagt es aus, dass die Ampel die Zweitstimme zur „Hauptstimme“ erklärt?  

Die Ampel wertet mit ihrem Reformvorschlag die Zweitstimme gegenüber der Erststimme 

auf und nennt sie „Hauptstimme“, weil für SPD, Grünen und FDP die Liste der Landespar-

tei mehr gilt als die Direktkandidaten, die sich den Bürgern und Bürgerinnen direkt zur 

Wahl stellen.  

 

Das ist die Verschiebung vom Wählerwillen hin zum Parteiapparat, die die SPD traditions-

gemäß sogar begrüßt.  

 

3. Die Vorschläge zur Wahlrechtsreform im Einzelnen 

 

 1. Der Vorschlag der Ampel – Stärkung der Zweitstimme (Parteiliste) 

Der Deutsche Bundestag soll eine feste Größe von 598 Abgeordneten erhalten. Jeder Wähler 

soll zwei Stimmen haben, eine „Wahlkreisstimme“ für einen Direktkandidaten und eine 

„Hauptstimme“ für die Landesliste einer Partei. Die Sitzverteilung im Deutschen Bundes-

tag orientiert sich dabei allein an den abgegebenen „Hauptstimmen“. Überhang- und Aus-

gleichsmandate werden abgeschafft.  

 

Wenn in einem Bundesland über die Erststimme (die Ampel spricht von  „Wahlkreis-

stimme)  mehr Direktmandate anfallen als einer Partei nach dem Hauptstimmenergebnis 

zustehen, werden diese überhängenden Direktmandate „gekappt“. Mit anderen Worten: 

ein gewonnener Wahlkreis ist noch längst kein gewonnener Wahlkreis. Wenn eine Partei 

in einem Bundesland mehr Direktmandate gewinnt als ihr nach den Zweitstimmen zu-

stehen würde („Überhangmandate“), dann gelten die Wahlkreisbewerber mit den wenigs-

ten Stimmenprozenten als nicht gewählt. Bestimmte Wahlkreismandate werden somit 

nicht „zugeteilt“. Folglich werden manche Wahlkreise ohne Abgeordneten in Berlin sein, 

also keine direkte Interessenvertretung im Bundestag haben. Welche Personen tatsächlich 

in den Deutschen Bundestag einziehen, wird nach dem Willen der Ampel künftig stärker 



 
  

von den Listen der Parteien abhängen als von der Erststimme der Wählerinnen und Wäh-

ler.  

 

Das von der Ampel vorgestellte Wahlrechtsmodell stellt somit einen in der Geschichte der 

Bundesrepublik beispiellosen Bruch mit dem System der personalisierten Verhältniswahl 

dar. 

 

In dem von der Ampel vorgestellten Modell bleibt es bei 299 Wahlkreisen. Die bereits be-

schlossene und ab 2024 gültige Reduzierung auf 280 Wahlkreise, die wir in der letzten 

Legislaturperiode beschlossen hatten, soll rückgängig gemacht werden.  

 

  2. Position der CDU/ CSU – vollgültiger Erhalt der Erststimme (Direktkandidat) 

Wir verhandeln auf verschiedenen Ebenen mit der Ampel über einen möglichen gemein-

samen Weg hin zu einer Wahlrechtsreform, welche die Erststimme erhält und die Größe 

des Deutschen Bundestags signifikant reduziert.  

 

Unsere fünf Punkte für einen Kompromiss 

Weil die Ampel unseren Vorschlag für ein echtes Zwei-Stimmen-Wahlrecht abgelehnt 

hat, schlagen wir fünf Punkte für einen möglichen Kompromiss vor:  

 

1. Die Anzahl der Wahlkreise wird um 10% auf 270 reduziert.  

2. Die Regelgröße für Listenmandate wird auf 320 erhöht.  

3. Die Anzahl der unausgeglichenen Überhangmandate wird auf die verfassungs-

rechtlich zulässige Anzahl erhöht.  

4. Überhangmandate einer Partei in einem Bundesland werden wie bisher mit Lis-

tenmandaten der gleichen Partei in anderen Bundesländern verrechnet.  

5. Bei Verteilung der Sitze auf die Landeslisten werden nur Parteien berücksichtigt, 

die mindestens 5 Prozent der im Wahlgebiet abgegebenen gültigen Zweitstimmen 

erhalten oder in mindestens fünf Wahlkreisen einen Sitz errungen haben.  

 

Mit unseren Vorschlägen erhalten wir den Wert der Erststimme, die wir Bürgerstimme 

nennen,  und stellen sicher, dass jeder Wahlkreis und damit jeder Bürger weiterhin einen 

Wahlkreisabgeordneten in Berlin hat. Der Deutsche Bundestag würde dennoch deutlich 

verkleinert und auf rund 600 Mandate reduziert werden.  

 

Mit 270 Wahlkreisen und 320 Mandaten über die Listen der Parteien wäre der Bundestag 

nach unserem Vorschlag sogar noch unter der Zielgröße der Koalition. Aufgrund unserer 

Vorschläge würde die Zahl der Überhang- und Ausgleichsmandate nur so klein ausfallen, 

dass sie kaum ins Gewicht fallen. Dieses Wahlrecht wären wir bereit in einem großen po-

litischen Konsens schnell im Deutschen Bundestag zu beschließen. 

 

Meine Befürchtung ist allerdings, dass die Ampelkoalition bei der Wahlrechtsreform 

überhaupt nicht kompromissbereit ist, sondern ihr Modell unverändert beschließen wird. 

Als einfaches Bundesrecht reicht ihr dafür die einfache Mehrheit im Bundestag. Dann 

bliebe uns als Unionsfraktion nur der Weg zum Bundesverfassungsgericht. Ergebnis dort 

offen.                                 Zurück zur Übersicht 

 



 
  

Tagung der Jagdpolitischen Sprecher der CDU/CSU Fraktio-

nen des Bundes und der Länder 
Fachtagung im Bundestag, Fraktionssaal der CDU/CSU Fraktion 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

v.r.: MdL Baden-Württemberg Sarah Schweizer, MdB Henning Otte, Präsident DJV Dr. Volker 

Böhning  

 

Verschärfung des Waffenrechts, Novellierung des Bundeswaldgesetzes, Wolfsmanage-

ment und Zerschneidung der Kulturlandschaft mit Schutzzäunen, Wald vor Wild, Ein-

fluss grüner Umweltpolitik auf Landes- und Bundesjagdgesetzgebung: Gründe genug für 

eine Fachtagung der jagdpolitischen Sprecher der CDU/CSU Fraktionen der Länder. Als 

jagdpolitischer Sprecher der CDU/CSU Bundestagsfraktion gab ich einen Überblick über 

die Entwicklung des Jagdrechts der Bundesrepublik und die konkurrierende Gesetzge-

bungskompetenz zwischen Bund und Ländern.  

 

Der Präsident des Deutschen Jagdverbandes Dr. Volker Böhning betonte noch einmal die 

Bedeutung der Jagd für den Waldumbau: „Jäger werden ihren Teil dazu beitragen, dass 

der Wald wächst“. Angesichts der Klimaveränderung mit Hitze und Sturm ist der Wald-

umbau unumgänglich. Aber eine radikale „Wald vor Wild“–Strategie, die ihre aktuell 

wildfeindlichste Ausformung in der Novelle des Landesjagdgesetzes Brandenburg gefun-

den hat, die der grüne Minister für Umwelt und Landwirtschaft Axel Vogel vorgelegt hat, 

ist für ihn keine Lösung.  

 

Verschärfung des Waffenrechts 

Immer, wenn etwas Dramatisches geschieht, heißt es sofort: Waffenrecht verschärfen!  

Das ist auch die Antwort von Bundesinnenministerin Nancy Faeser auf die Silvesteraus-

schreitungen in Berlin. Die Sicherheit auf den Straßen wird aber durch die Verschärfung 

des Waffenrechts nicht erhöht. Die Vorschläge von Frau Faeser sind lediglich Ausdruck 



 
  

ihres großen Misstrauens gegenüber Legalwaffenbesitzern (Sportschützen und Jäger), die 

sich an Recht und Gesetz halten.  

 

Die Ampel täte gut dran, sich auf illegale Waffen und Straftäter zu konzentrieren. Das Ri-

siko für die Innere Sicherheit geht in erster Linie von Menschen aus, die sich Waffen oder 

andere Tatwerkzeuge illegal beschaffen. Dieses Tätermilieu ist dadurch gekennzeichnet, 

dass es konsequent Regeln unseres Rechtstaates missachtet, wie wir zuletzt an den gewalt-

samen Übergriffen auf Polizei- und Rettungskräfte gesehen haben. Diese Täter erreicht man 

nicht durch weitere Verschärfungen des Waffenrechtes. Auch gescheiterte Ansätze in der 

Migrationspolitik müssen offen diskutiert werden. 

 

Bis heute liegt uns kein abgestimmter Regierungsentwurf vor. Deshalb konnten die Vor-

schläge der Bundesinnenministerin auch noch nicht in die Ressortabstimmung gehen und 

im Bundeskabinett beraten werden.  

                     Zurück zur Übersicht 
 

Fachgespräch: Integration des Wolfes in unsere Kulturland-

schaft? 
Marcel Züger, Biologe ETH Zürich 
 

▶ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Neben mir: Klaus Mack MdB, Marcel Züger, Alexander Throm MdB 

 

Im Anschluss an die öffentliche Anhörung im Umweltausschuss zu dem Antrag der 

Union, den günstigen Erhaltungszustand des Wolfes festzustellen und ein Wolfbestands-

management zu entwickeln, hatten MdB-Kollege Klaus Mack (CDU) und ich den Biolo-

gen der ETH Zürich, Marcel Züger, zu einer Gesprächsrunde eingeladen. 

 

Die Integration des Wolfes in unsere Kulturlandschaft  

Der Wolf ist in Mitteleuropa heimisch geworden. Seine Population wird weiter wachsen. 

Die Norddeutsche Tiefebene verzeichnet bereits heute die größte Wolfsdichte in Europa. 



 
  

In den Alpen kommt es zu Begegnungen zwischen Wolfsrudeln und Wanderern. Die Wei-

detierhaltung muss mittlerweile 2 m hohe Zäune mit Untergrabeschutz aufstellen, um 

den Wolf wirksam abzuwehren. Die Beunruhigung der Herde durch die Wölfe jenseits 

des Zaunes, der vermehrte Fötenabgang bei trächtigen Muttertieren sind dadurch aber 

nicht zu vermeiden.  

 

Wölfe sind wieder Bestandteil der wildlebenden Tierwelt in unseren Landschaften und 

unseren Wäldern. Nun müssen wir die Frage beantworten, wer wen integriert: Lassen wir 

dem Wolf freie Vermehrung und zäunen uns und unsere Landschaft immer weiter ein o-

der passt sich umgekehrt der Wolf in unsere offene Kulturlandschaft ein, wenn wir ihm 

Grenzen setzen und wolfsfreie Gebiete ausweisen?  

 

Marcel Züger zeigte auf, wie sich das Verhalten von Beutegreifern entwickelt, die keine 

Feinde zu fürchten haben: Sie testen die Grenzen und wenn sie keine spüren, gehen sie 

immer weiter. Scheu zu sein, war für Wölfe über Jahrtausende hinweg die einzige Mög-

lichkeit zu überleben, da sie gejagt wurden. Heute sei Scheu-Sein kein Vorteil mehr. Im 

Gegenteil: „Den Frechen gehört die Welt.“ Das ist auch an Füchsen, Waschbären und 

Mardern zu beobachten, die in der Stadt herumstreiften. Merken Wölfe also, dass sie von 

Menschen nichts zu fürchten haben, werden sie immer dreister. „Und wenn Wölfe ler-

nen, dass sie mit Aggressivität noch einfacher zum Ziel kommen, tun sie das.»  

 

Das war eine klare Bestätigung unseres Antrags, den günstigen Erhaltungszustand des 

Wolfes in Deutschland festzustellen, seinen Schutzstatus abzusenken (von Anhang 4 in 

Anhang 5 der FFH-Richtlinie), ein Wolfbestandsmanagement zu entwickeln und den 

Wolf in das Jagdrecht aufzunehmen. 

Zurück zur Übersicht 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 
  

Internationale Grüne Woche 
Rundgang mit den Unionskollegen im Ausschuss Ernährung und Landwirtschaft 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Dieser Rundgang führt uns traditionell zum Deutschen Forstwirtschaftsrat (FWR), zur 

Bundesvereinigung der Deutschen Ernährungsindustrie (BVE),  dem Raiffaisenverband, 

den Weidetierhaltern, dem Industrieverband Agrar, der Initiative Tierwohl und in die 

Blumenhalle zum Zentralverband Gartenbau (ZVG). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Eine Freude wie immer war der Besuch beim Deutschen Forstwirtschaftsrat (DFWR) zum 

Thema Multitalent Wald, Multitalent Holz. Präsident Schirmbeck verdeutlichte das große 

Potential für Klima, Bau und Wirtschaft, das in unseren Wäldern steckt.  



 
  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Frank Gemmer vom Industrieverband Agrar verwies auf die 3% Ackerland, die weltweit 

für den Anbau von Getreide, Obst & Gemüse zur Verfügung stehen, um eine wachsende 

Weltbevölkerung zu ernähren. Pflanzenschutzmittel bleiben ein wichtiges Hilfsmittel für 

die Landwirtschaft.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beim Deutschen Gartenbau ging es um Torfminderung und ebenfalls Pflanzenschutz als 

integriertes Maßnahmenbündel aus Vorbeugung, Mechanik, Bio und Chemie.  

 
 
Unsere Erde - Verfügbare Anbau-
fläche für unsere Lebensmittel 

Wüsten, Gebirge, Ödland, 

urbane Fläche 

Wald 

Wiesen, Weiden 

Ackerland,  
Anbau von  
Getreide,  
Gemüse & Obst 

 



 
  

Bei einem Stopover beim Verband der Weidetierhalter ging es natürlich um ein ausgewo-

genes Bestandsmanagement für den Wolf. 

 

Es ist gut, dass die IGW wieder stattfinden konnte. Die Gespräche mit den Praktikern und 

ihren Verbänden sind durch nichts zu ersetzen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

Zurück zur Übersicht 

 

 

 

 

Bericht des Fraktionsvorsitzenden                                             
____________________________________ 

 

I  Kernbotschaften der Plenarwochen im Januar 

Unser Leitantrag der Woche: „Eine europäische Antwort auf das U.S.-Gesetz zur Inflati-

onsbekämpfung geben – Standort Europa stärken, transatlantische Partnerschaft aus-

bauen“. 

Das US-Gesetz zur Inflationsbekämpfung (Inflation Reduction Act) ist zu Anfang des Jahres 

in Kraft getreten. Es sieht massive Subventionen in dreistelliger Milliardenhöhe für Inves-

titionen in Klimaschutz, erneuerbare Energien und saubere Technologien in den USA vor. 

In der EU werden Wettbewerbsverzerrungen und eine Verlagerung von Industrie nach 

Nordamerika befürchtet. Ein Vorschlag der EU-Kommission zur Reaktion auf das US-Ge-

setz zur Inflationsbekämpfung ist für den 1. Februar 2023 angekündigt.  

https://www.facebook.com/hansjuergenthies
https://www.cdu.de/
https://hans-juergen-thies.de/


 
  

Angesichts der Förderung der Industrie in Nordamerika und den hiesig stark gestiegenen 

Energiekosten muss Europa seine Standortbedingungen und Wettbewerbsfähigkeit verbes-

sern. Bundesregierung und EU-Kommission müssen sich in Washington, D.C. entschieden 

für eine Gleichbehandlung europäischer Unternehmen einsetzen. Die monatelange Untä-

tigkeit der Bundesregierung gefährdet den Wirtschaftsstandort Deutschland und Europa. 

Seit Monaten warten Wirtschaft und unsere europäischen Partner auf eine klare Position 

der Bundesregierung zum U.S.-Gesetz zur Inflationsbekämpfung. Wir wollen die Wettbe-

werbsfähigkeit Europas stärken. Dazu zählt ein nationales und europäisches Belastungs-

moratorium, eine Vertiefung insbesondere der transatlantischen Handelsbeziehungen und 

gezielte Anreize für Innovation und Investitionen in Europa. 

Aktuelle Stunde: Leopard-Blockade der Bundesregierung beenden – Kein weiteres Ver-

trauen bei Verbündeten verspielen. 

Auch nach dem Ramstein-Treffen und dem Festakt zu 60 Jahren Élysée-Vertrag in Paris hat 

die Bundesregierung keine Entscheidung über die Lieferung von Leopard-Kampfpanzern 

getroffen. Zuletzt hörten wir erste Anzeichen für eine Entscheidung, aber eine offizielle 

Bestätigung steht weiter aus. Professionelle Kommunikation geht anders. 

Es ist im direkten strategischen Interesse Deutschlands, dass die Ukraine sich gegen Russ-

land behauptet. Sicherheit in Europa wird es auf absehbare Zeit nur geben können, wenn 

die politische und militärische Abwehr des russischen Großmachtstrebens gelingt. Daher 

muss nun der nächste Schritt zur Ertüchtigung der Ukraine erfolgen. Dies kann zunächst 

die Lieferung instandgesetzter Leopard-1 bedeuten, es kann auch eine pragmatische Ex-

portgenehmigungspolitik bei lieferbereiten Alliierten sein. Bei Lieferungen aus Bundes-

wehrbeständen muss in Rücksprache mit der Industrie eine lückenlose Nachbeschaffung 

sichergestellt werden. 

Mit seinem Zögern und Zaudern gefährdet der Bundeskanzler ein direktes strategisches 

Interesse Deutschland. Der außenpolitische Reputationsschaden des letzten Jahres ist 

enorm. Die osteuropäischen und baltischen Alliierten zweifeln an unserer Verlässlichkeit. 

Die USA werden als „Feigenblatt“ für Eskalationsängste im Kanzleramt vorgeschoben. Das 

deutsch-französische Verhältnis befindet sich auf einem Tiefpunkt. Die Koalitionspartner 

streiten. Die Lieferung von Leopard-Kampfpanzern muss jetzt schnell entschieden und klar 

kommuniziert werden. 

Wahlrechtsreform: Bundestag verkleinern, Bürgerstimme stärken. 

Die Ampel hat uns am 15. Januar 2023 „exklusiv und vertraulich“ einen Gesetzentwurf zur 

Wahlrechtsreform übersandt – und auch unmittelbar der Presse zugespielt. Diesen Gesetz-

entwurf hat die Ampelkoalition nun in den Bundestag eingebracht und wir beraten ihn in 

dieser Woche in erster Lesung. 

Kern des Vorschlags der Ampel ist eine feste Begrenzung des Bundestages auf 598 Abge-

ordnete bei 299 Wahlkreisen. Die Sitzverteilung im Deutschen Bundestag orientiert sich 

dabei allein an den abgegebenen „Hauptstimmen“. Überhang- und Ausgleichsmandate 

werden abgeschafft. Wenn in einem Bundesland mehr Direktmandate anfallen als einer 



 
  

Partei nach dem Hauptstimmenergebnis zustehen, werden diese überhängenden Direkt-

mandate „gekappt“. Mit anderen Worten: ein gewonnener Wahlkreis ist noch längst kein 

gewonnener Wahlkreis. Manche Wahlkreise werden so ohne Abgeordneten in Berlin sein. 

Die Bürgerstimme wird also entwertet.  

Wir verhandeln auf verschiedenen Ebenen mit der Ampel über einen möglichen gemein-

samen Weg hin zu einer Wahlrechtsreform, welche die Bürgerstimme erhält und die Größe 

des Deutschen Bundestags spürbar reduziert. In einem Antrag, den wir in dieser Woche 

ebenfalls in erster Lesung beraten, haben wir fünf Punkte für einen Kompromiss formuliert. 

Mit unseren Vorschlägen erhalten wir den Wert der Bürgerstimme. Wir stellen sicher, dass 

jeder Wahlkreis und damit jeder Bürger weiterhin einen Wahlkreisabgeordneten in Berlin 

hat. Der Deutsche Bundestag würde mit unseren Vorschlägen dennoch deutlich verkleinert 

und auf rund 600 Mandate reduziert. Die Zahl der Überhang- und Ausgleichsmandate 

würde nur so klein ausfallen, dass sie kaum ins Gewicht fallen. Dieses Wahlrecht wären 

wir bereit, in einem großen politischen Konsens schnell im Deutschen Bundestag zu be-

schließen. 

Friedrich Merz, Fraktionsvorsitzender CDU/CSU         
                                                                                                        Zurück zur Übersicht 

 
II  Januar 2023 im Parlament 
______________________________________ 
 

1. Initiativen unserer CDU/CSU-Fraktion 

Politische und wirtschaftliche Beziehungen zu Lateinamerika stärken – Assoziierungsab-

kommen zwischen der Europäischen Union und den Mercosur-Staaten in Kraft setzen. Die 

EU und die vier Mercosur-Staaten Argentinien, Brasilien, Paraguay und Uruguay haben vor über 

20 Jahren die Verhandlungen über ein gemeinsames Assoziierungsabkommen aufgenommen. Im 

Juni 2019 wurde eine politische Einigung über den Handelsteil des Abkommens erzielt. Mit dem 

Abkommen würde mit über 700 Millionen Einwohnern eine der größten Freihandelszonen der 

Welt entstehen. Mit unserem Antrag fordern wir die Bundesregierung auf, sich mit Nachdruck für 

eine schnelle Ratifikation des EU-Mercosur-Assoziierungsabkommens einzusetzen. Ein solches 

Abkommen ermöglicht eine stärkere Diversifizierung und somit weniger Abhängigkeit von ein-

zelnen Staaten. 

In abschließender Beratung befassen wir uns mit dem von uns vorgelegten Antrag Stärkung der 

beruflichen Bildung – Strukturierte Berufsorientierung ermöglichen und gleichwertige 

Qualifikationen konsequent sicherstellen. Darin betonen wir die Bedeutung der beruflichen 

Ausbildung als einem Standbein des starken deutschen Mittelstandes. Um dem Fachkräftemangel 

zukünftig zu begegnen, muss die Attraktivität der beruflichen Bildung wie auch die optimale und 

effektive Zusammenführung von Ausbildungsplatzbewerbern und Ausbildungsbetrieben ge-

stärkt werden. In diese Richtungen zielt der Antrag und setzt die Maßnahmen fort, die unter der 

CDU/CSU-geführten Bundesregierung bereits in der 18. und 19. Legislaturperiode begonnen wor-

den.  



 
  

Deutschland hat sich verpflichtet, bis 2045 Klimaneutralität zu erreichen. Das hat die unionsge-

führte Regierungskoalition mit der Verschärfung des 2019 verabschiedeten Klimaschutzgesetzes 

im Jahr 2021 beschlossen. Bereits bis 2030 sollen die CO2-Emissionen um 65 Prozent gegenüber 

1990 sinken. Die Entscheidungen der Bundesregierung in der aktuellen Energiekrise machen es 

für Deutschland aber noch schwerer, die ambitionierten Klimaziele zu erreichen. Mit unserem 

Antrag Carbon Capture and Storage (CCS) / Carbon Capture and Utilization (CCU) und Nega-

tivemissionen – Chancen für Klima, Industrie und Wohlstand fordern wir: CO2-Abscheidung 

und -Speicherungstechnologien (CCS) und perspektivisch auch Nutzungstechnologien (CCU) 

sind mit Nachdruck voranzubringen. Wir verstehen sie als komplementäre Instrumente eines In-

novationswettbewerbs. Sie ergänzen den für das Ziel der Klimaneutralität 2045 notwendigen und 

weiter zu beschleunigenden Ausbau der erneuerbaren Energien und energieeffizienter Produkti-

onsprozesse, anstatt diese auszubremsen. Wir können uns den Luxus weiterer Entweder-oder-

Debatten nicht mehr leisten. Die Ampel-Regierung ist jetzt gefordert, ihre angekündigte „Carbon 

Management Strategie“ zügig vorzulegen. Eine wirkungsvolle CCS- und CCU-Strategie kann einen 

Schutzschirm für Klima, Industrie und Wohlstand bilden. Unser Antrag legt dafür 10 konkrete 

Punkte vor.                        zurück  

Mit unserem Antrag Nationale Wasserstrategie – Lösungsorientiert, nachhaltig und koope-

rativ umsetzen stellen wir die Wichtigkeit der Ressource Wasser in all ihren Facetten dar. Mit 

unserer Initiative machen wir deutlich, dass die Umsetzung der umfangreichen Strategie der Bun-

desregierung und des damit verbundenen Aktionsprogramms lösungsorientiert, nachhaltig, ko-

operativ und unter Wahrung des Subsidiaritätsprinzips zu erfolgen hat. Der Antrag wird noch 

rechtzeitig vor dem Kabinettbeschluss in das Plenum eingebracht, um zentralistischen und ideo-

logiegetriebenen Tendenzen des bisherigen Entwurfs der Nationalen Wasserstrategie entgegen-

zutreten. Gerade bei der öffentlichen Wasserversorgung müssen die regionalen Gegebenheiten 

im Sinne des Subsidiaritätsprinzips weiterhin ausschlaggebend sein – und eben nicht bundesein-

heitliche Vorgaben. Unser Antrag legt die Mängel der Strategie der Bundesregierung offen und gibt 

der Exekutive Umsetzungsleitlinien mit auf den Weg. 

Die wertvollen ökologischen Leistungen unserer Wälder anerkennen und ein entsprechen-

des Vergütungssystem für Waldbewirtschaftung schaffen. Mit unserem Antrag fordern wir 

die Bundesregierung auf, die Leistungen des Ökosystems Wald – sowohl seine CO2-Senkenleis-

tung wie auch die Substitutionsleistungen der nachhaltigen Holznutzung – besser anzuerkennen. 

Darauf aufbauend soll ein Honorierungssystem entwickelt werden, mit dem Waldbesitzer eine 

finanzielle Anerkennung für die vielfältigen Leistungen des Waldes erhalten. Abschließend wird 

die Bundesregierung aufgefordert, keine weiteren Extensivierungsmaßnahmen vorzunehmen. 

Sie soll sich EU-Ebene dafür einzusetzen, dass im Zuge der verschiedenen Strategien des Green 

Deals (wie Biodiversitätsstrategie bzw. EU-Waldstrategie für 2030) keine weiteren Flächen in den 

Wäldern stillgelegt werden, sondern für eine nachhaltige Bewirtschaftung erhalten bleiben

                        zurück 

Digitale Identitäten sind der Schlüssel zur Digitalisierung Deutschlands. Mit unserem Antrag for-

dern wir deshalb: Sichere digitale Identitäten schnellstmöglich in Deutschland einführen. 

Die Ampelregierung hat zwar die digitalen Identitäten als eines der Hebelprojekte in ihrer Digital-

strategie benannt, setzt diese aber nicht ausreichend um. Die Bundesregierung darf nicht wie im 

gesamten Jahr 2022 bei dem wichtigen Thema „digitale Identitäten“ weiter untätig bleiben, son-

dern muss die in der vergangenen Legislaturperiode angestoßenen Projekte weiterentwickeln. 



 
  

Wir fordern daher die Bundesregierung u.a. auf, (1) noch im 1. Quartal 2023 eine Strategie für di-

gitale Identitäten zu formulieren, (2) die Zuständigkeiten für das Thema digitale Identitäten in-

nerhalb Bundesregierung zu klären, und (3) einen Rechtsanspruch der Bürgerinnen und Bürger 

auf Authentifizierung mit staatlichen Stellen durch eine digitale Identität ab dem 1. Januar 2025 

einzuführen. 

Corona hat die Schausteller-Branche und damit auch die Volksfest- und Marktkultur und Zirkusse 

hart getroffen. Seit dem Frühjahr 2020 war ein regulärer Geschäftsbetrieb nicht mehr möglich. 

Jede abgesagte Veranstaltung hat große Löcher in die Kassen der Betriebe gerissen. Ressourcen 

und Ersparnisse sind aufgebraucht. Jetzt laufen die Veranstaltungen wieder an, die Perspektiven 

sind da. Mit unserem Antrag Neustart für Schaustellergewerbe, Marktkaufleute und Zirkusse 

in Deutschland zeigen wir auf, was zur Unterstützung der Branche getan werden muss. Wir 

schlagen finanz- und wirtschaftspolitisch aktivierende Maßnahmen vor, insbesondere:  Maßnah-

men im Rahmen der Schlussabrechnung der Corona-Hilfen, gewerberechtliche Anpassungen, 

steuerliche Impulse (bessere Verlustverrechnung, Turboabschreibung); bessere Fachkräftegewin-

nung und eine stärkere Verknüpfung mit touristischen Aktivitäten.                                              zurück 

Die deutschen Seehäfen sichern – im Zusammenspiel mit dem Nord-Ostsee-Kanal – Wohlstand, 

Beschäftigung und Versorgungssicherheit in Deutschland. Zwei Drittel des deutschen Außenhan-

dels werden über die Seehäfen abgewickelt. Rund 70 Prozent seines Energieaufkommens deckt 

Deutschland durch den Import verschiedener Energieträger über die Häfen. Damit die deutschen 

Häfen im internationalen Wettbewerb nicht weiter zurückfallen, resiliente und effiziente Ener-

gie- und Rohstoffdrehkreuze entstehen und Abhängigkeiten von anderen Staaten reduziert wer-

den, fordern wir mit unserem Antrag: Hafenstandort Deutschland stärken. Dazu schlagen wir 

neben der Entwicklung einer langfristig angelegten Nationalen Hafenstrategie umgehende, wirk-

same Maßnahmen vor, die den geostrategischen Interessen Deutschlands und der Europäischen 

Union dienen.   

Die Bürgerinnen und Bürger in Belarus haben sich im Sommer 2020 in ihrer überwiegenden Mehr-

heit für einen demokratischen Wechsel entschieden. Sie haben Lukaschenka und seinem Regime 

das Vertrauen und die Unterstützung entzogen. Mit friedlichen Protesten und Massenstreiks ha-

ben sie ihren Wunsch nach einem modernen, weltoffenen Land unterstrichen. Vom erzwungenen 

Exil aus setzen sich die demokratischen Kräfte, darunter vor allem Swetlana Tichanowskaja – die 

legitime Gewinnerin der Wahlen von 2020 – weiter für diesen Wandel ein. Auch im Land selbst 

setzen mutige Initiativen im Untergrund die Arbeit fort. Mit unserem Antrag Belarus in die eu-

ropäische Völkerfamilie zurückführen – Den Freiheitswillen der Menschen unterstützen 

fordern wir, dass sich Deutschland weiterhin innerhalb der EU und in Abstimmung mit engen 

Partnern für harte und gezielte Sanktionen gegen den gesamten belarussischen Sicherheits- und 

Geheimdienstapparat einsetzt. Außerdem sollen den Opfern von Gewalt, Repression und Folter 

großzügige Unterstützung gewährt werden. Die Einreise für belarussische Staatsbürgerinnen und 

Staatsbürger, die nachweislich politisch verfolgt sind, ist zu erleichtern. Die Unterstützung für die 

demokratischen Kräfte, insbesondere für das von Swetlana Tichanowskaja geleitete Übergangska-

binett im Exil, für die belarussische Zivilgesellschaft und für freie Medien ist politisch und finan-

ziell unvermindert fortzusetzen und auszubauen. 

      

 



 
  

2. Sonstige Tagesordnungspunkte 

Zum Jahreswirtschaftsbericht 2023 wird Bundeswirtschaftsminister Robert Habeck eine Regie-

rungserklärung abgeben, darüber hinaus debattieren wir über das Jahresgutachten 2022/23 des 

Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung.  

Der Bericht wird die wirtschafts-, energie-, klima- und finanzpolitischen Schwerpunkte der Am-

pel darstellen. Zudem wird der Stand der Umsetzung in den einzelnen Schwerpunktbereichen 

skizziert. Wir sehen die bisherige Leistung der Ampel in der Wirtschaftspolitik sehr kritisch. 

Deutschland ist inmitten einer Energiekrise, für 2023 gehen Experten von einer Rezession aus. Zu 

bewältigen sind kurzfristige Herausforderungen (Inflation, hohe Energiepreise, gestörte Liefer-

ketten etc.) als auch strukturelle Herausforderungen (relativ hohe Steuer- und Abgabenlast, wenig 

flexible Arbeitsmärkte, überbordende Bürokratie, zögerliche Digitalisierung, Fachkräftemangel, 

Klimaschutz etc.). Es geht um die Attraktivität des Wirtschaftsstandorts Deutschland, um Wachs-

tum und unseren Wohlstand. Der Jahreswirtschaftsbericht 2023 liefert kein schlüssiges Gesamt-

konzept, um die Konjunktur in Deutschland wieder dauerhaft anzukurbeln. Er legt einen starken 

Fokus auf Fragen der Energie und des Klimaschutzes, klassische Wirtschaftspolitik ist dagegen 

Fehlanzeige. Dazu passt, dass die Wachstumsmessung aufgeweicht wird, indem stärker Indikato-

ren der Nachhaltigkeit und Wohlfahrt berücksichtigt werden. Jetzt braucht es dringend neue wirt-

schaftspolitische Impulse für einen „Restart“ der Wirtschaft und einen anhaltenden wirtschaftli-

chen Aufschwung. Insbesondere sollte eine De-Industrialisierung Deutschlands vermieden und 

Unternehmen, vor allem des Mittelstands, gezielt entlastet werden.                 Zurück zur Übersicht 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
      

 

 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bürgersprechstunde im Februar 
 

 

Lippstadt 

Donnerstag, 02. Februar um 16-18 Uhr 

Freitag, 17. Februar um 16-18 Uhr 

CDU-Bürgerbüro, Brüderstraße 4, 59555 Lippstadt 

 

Soest 

Mittwoch, 15. Februar um 16-18 Uhr 

 CDU-Kreisgeschäftsstelle, Bahnhofstraße 2, 59494 Soest 

 

 

Ich möchte mich für Sie einsetzen und freue mich auf  

Ihren Anruf oder Ihren Besuch 

 

02923 – 980 80 50 

___________ 
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